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I) Problemstellung 

 

Im Rahmen der Schaffung eines von der Europäischen Union angestrebten, funktionieren-

den Binnenmarktes ohne einschränkende Hindernisse, tritt für international, grenzüber-

schreitend tätige Unternehmen immer mehr die Notwendigkeit in den Vordergrund, eine für 

diese praktikable rechtliche Umgebung zu schaffen, damit sie flexibel und frei auf dem 

Markt agieren und so wirksam auf die wachsenden globalen Herausforderungen des Wett-

bewerbes reagieren können. Immer stärker sind Unternehmen in Europa darauf angewiesen, 

ihren Sitz möglichst ohne Hindernisse und ohne Auflagen und Einschränkungen in andere 

Länder der Europäischen Union verlegen zu können. 

Von besonderer Relevanz ist es daher, Voraussetzungen zu schaffen, die es ermöglichen, 

den jeweiligen Gesellschaften diese Freiheiten auch in der Praxis zu gewährleisten, sei dies 

einerseits beispielsweise durch eine Sitzverlegung der Gesellschaft oder andererseits auch 

z.B. durch eine unkomplizierte Umwandlung der Gesellschaft in die Gesellschaftsform des 

jeweiligen Zuzugslandes. Die Wichtigkeit dieser zu schaffenden Voraussetzungen wurde 

durch die europäischen Gesetzgeber ebenfalls erkannt und so soll Gesellschaften gem. dem 

Wortsinne der Art. 49, 54 AEUV - wie natürlichen Personen auch - die Möglichkeit gege-

ben werden, ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlas-

sung innerhalb der Union zu verlegen - eine Gründung von Agenturen, Zweigniederlassun-

gen oder Tochtergesellschaften soll den jeweiligen Gesellschaften ebenfalls möglich sein. 

Der Wortlaut der Art. 49, 54 AEUV stellt demnach die Freiheit der natürlichen Personen 

denen der Gesellschaften gleich. Bzgl. der Niederlassungsfreiheit von Kapitalgesellschaften 

in der Europäischen Union ergingen durch den EuGH eine Reihe von Urteilen, die in den 

vergangenen Jahrzehnten und auch in der heutigen Rechtspraxis sämtlich Auswirkungen 

auf die Mobilität, speziell auf den Zuzug und Wegzug von Gesellschaften in Ländern der 

Gemeinschaft entfalteten und kontrovers diskutiert wurden. Ebenfalls fanden diese Vorga-

ben im Ergebnis letztlich auch den Weg- in Bezugnahme auf die Grundsätze der ergange-

nen Urteile - durch Rechtsetzung in nationales und internationales Recht. 

Die den Zuzug von Gesellschaften betreffenden Urteile Centros, Überseering und Inspire 

Art ließen im Ergebnis zunächst den Schluss zu, dass einer- in einem Mitgliedstaat gegrün-

deten Gesellschaft- vom Zuzugsstaat nicht länger verwehrt werden könne, unter Beibehal- 
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tung der bei ihrer Gründung gewählten Rechtsform, die Verlegung des Gesellschaftssitzes 

zu vollziehen. 

Bzgl. des Wegzuges einer Gesellschaft aus einem Mitgliedstaat wurde im Urteil Daily Mail 

festgestellt, dass ein Mitgliedstaat die Wegzugsmodalitäten nach dem jeweiligen Gesell-

schaftsrecht des Wegzugsstaates regeln und daher sogar die Auflösung der wegzugswilli-

gen Gesellschaft anordnen, also den Prozess des Wegzugs der Gesellschaft massiv und 

wirkungsvoll beeinflussen könne. Allein hieraus ergibt sich bereits die Frage, weswegen 

Zuzug und Wegzug durch die Rechtsprechung des EuGH immer noch verschieden behan-

delt werden. Der Wortlaut und der Grundgedanke der Art 49, 54 AEUV lässt im Grunde 

keinen besonderen Auslegungsspielraum zu. Vielmehr regt er dazu an, die verwandten 

Sachverhalte gleich zu behandeln. 

In den letzten, aktuellsten Urteilen Cartesio und Vale hatte der EuGH wiederum Sachver-

halte zu entscheiden, die thematisch Wegzugsfälle und Zuzugsfälle beinhalten.  

Im Urteil Cartesio bzgl. des Wegzugs einer Gesellschaft lehnte der EuGH seine Argumen-

tation ebenfalls an das Daily Mail Urteil an - mit dem Ergebnis, dass weiterhin der Wegzug 

einer Gesellschaft durch das Wegzugsland beeinflusst und speziell der gewünschte Wegzug 

unter Beibehaltung der Gesellschaftsform vom Wegzugsland geregelt werden kann, mit der 

Folge, dass ggf. die Gesellschaft weiterhin die bisherige Gesellschaftsform verlassen muss, 

um den Wegzug wirksam vollziehen zu können. 

Im Gegensatz zu den Urteilen: Centros, Überseering und Inspire Art, die jeweils den Zuzug 

unter Beibehaltung der Gesellschaftsform des Gründungslandes einer europäischen Gesell-

schaft betrafen, hatte der EuGH in dem Urteil Vale darüber zu entscheiden, ob ein Auf-

nahmemitgliedstaat im Falle einer grenzüberschreitenden Umwandlung in die Gesell-

schaftsform des Aufnahmestaates an Art. 49, 54 AEUV gebunden und der Schutzbereich 

der Niederlassungsfreiheit eröffnet ist. 

Ebenfalls war zu klären, ob Maßnahmen von Zuzugsstaaten zulässig sind, die eine ge-

wünschte grenzüberschreitende Umwandlung beschränken oder behindern. 

Im Gegensatz zu den Urteilen, die die Zuzugsfälle unter Beibehaltung der Rechtsform des 

Gründungslandes betrafen, waren definierte Ansätze und konkrete Lösungen bzgl. der 

Umwandlung einer Gesellschaft im Zuzugsland bis zum heutigen Tage rar, was letztlich 
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auch daraus resultierte, dass diese Problematik im Detail selten durch die Rechtsprechung 

des EuGH behandelt wurde. Eine weitere Klärung der Rechtslage durch den EuGH wurde 

daher vom Urteil Vale bzgl. dieses Aspektes erwartet. Im Urteil wurde dargelegt, dass 

grenzüberschreitende Umwandlungen in den Schutzbereich der Art. 49, 54 AEUV fallen 

und vom Zuzugsstaat ermöglicht werden müssen.  

Betrachtet man die Rechtsprechungslinie und die aktuellen Urteile des EuGH, so fällt be-

sonders die unterschiedliche Behandlung der Zuzugs- und Wegzugsfälle auf, die vom Ge-

setzeswortlaut in dieser Form explizit nicht vorgesehen war und der Grundintention des 

Gesetzgebers im Kern zuwiderläuft. Ebenfalls resultieren hieraus erhebliche unnötige Bar-

rieren und Hindernisse in der täglichen Unternehmenspraxis. Genau das sollte jedoch durch 

die Schaffung der Art. 49, 54 AEUV vermieden werden. 

Die Vereinfachung der Mobilität von Gesellschaften wird durch die Rechtsprechung des 

EuGH in der Gesamtheit betrachtet nicht in dem notwendigen Maße gewährleistet, zudem 

ergeben sich mitunter ebenfalls zahlreiche Widersprüche und Richtungswechsel in den Ar-

gumentationslinien der einzelnen aufeinanderfolgenden Urteile. Die genannten Entschei-

dungen hatten ebenfalls auch Einfluss auf die gesetzlichen Rahmenbedingungen. Es ist aber 

festzustellen, dass wirksame gesetzliche Regelungen bisher gar nicht oder nur in einem 

nicht ausreichenden Rahmen existieren. Dies führt zu Rechtsunsicherheit bzgl. der be-

troffenen Sachverhalte seitens der Beteiligten, da ein hohes Prozessrisiko erwartet werden 

kann. 

Von einer zufriedenstellenden Regelungssystematik kann im Grunde bis zum heutigen Ta-

ge nach jahrzehntelanger Rechtsprechungsgeschichte bzgl. dieses Themas nicht die Rede 

sein. Betrachtet man die Gesamtsituation und den derzeitigen Sachstand bzgl. der Mobilität 

von Gesellschaften, so muss daher demnach festgehalten werden, dass die uneinheitliche, 

teilweise widersprüchliche Rechtsprechung des EuGH nicht zur Vereinfachung und Klä-

rung der Mobilität von Gesellschaften in Praxis und Rechtsetzung beigetragen hat, obwohl 

dies ohne Probleme möglich gewesen wäre. 

Als man sich in der Gemeinschaft im Rahmen der Rechtsetzung dazu entschlossen hatte, 

notwendige Regelungen zu schaffen, so waren teilweise Bearbeitungszeiträume von 10 

Jahren und mehr keine Seltenheit, was ebenfalls kontraproduktiv für die Praxis und den  
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Gesamtprozess ist, da sich mitunter die Realität -  nicht auch zuletzt durch z.B. die Urteile 

des EuGH - und somit auch die Anforderungen in diesem Zeitraum bereits wieder verän-

dert haben. Die Gesamtlage bzgl. der Mobilität von Gesellschaften muss daher momentan 

eher als unbefriedigend und insgesamt nicht den vom Gesetzgeber gem. Art. 49, 54 AEUV 

vorgegeben Maßstäben genügend klassifiziert werden. Sie wird nicht den vom internationa-

len Wettbewerb geforderten und den sich europäischen Unternehmen stellenden Herausfor-

derungen und Anforderungen gerecht und stellt damit letztlich einen Nachteil für europäi-

sche Gesellschaften im weltweiten Wettbewerb dar. 

 

II) Vorgehensweise 

 

Ziel dieser Arbeit ist es daher zunächst einführend die historischen, systematischen Hinter-

gründe und Intentionen der Entwicklung bzgl. der Mobilität europäischer Kapitalgesell-

schaften darzustellen. Es erfolgt hierbei eine Erläuterung der wichtigsten Kernbegriffe, um 

Verständnis für die Rechtsmaterie zu entstehen zu lassen.  

Im weiteren Verlauf wird die grundlegende Struktur der Mobilität von Gesellschaften und 

deren Einordnung im Rahmen der Niederlassungsfreiheit zunächst im Kontext der bereits 

erfolgten Rechtsprechung zur Mobilität von Gesellschaften dargestellt. Es erfolgt eine Ana-

lyse und Auseinandersetzung mit der ergangenen Rechtsprechung. Insbesondere erfolgt 

diese detailliert mit den einzelnen Argumentationslinien der jeweiligen Urteile, weiterhin 

wird eine Einordnung der Entscheidungen in die relevanten, von der Lehre entwickelten 

Theorien, sowie eine Wertung diesbezüglich vollzogen. Im Rahmen dieses Untersuchungs-

prozesses wird zunächst auf den Zuzug von europäischen Gesellschaften in ein anderes 

Land der Gemeinschaft eingegangen. Neben der Analyse der bereits erfolgten Urteile zu 

dieser Thematik u.a. Centros, Überseering und Inspire Art, wird dann ausführlich und de-

tailliert die Problematik der aktuellen Vale Entscheidung bzgl. der Umwandlung von zu-

zugswilligen Gesellschaften in einem Land der Europäischen Union und speziell die recht-

liche Zulässigkeit von Beschränkungen durch den Zuzugsstaat bei diesem Vorgang unter-

sucht.  
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Die Entscheidung wird mit den bereits ergangenen Urteilen bzgl. des Zuzugs von Gesell-

schaften in Kontext gesetzt und auf ihre Schlüssigkeit überprüft. Weiterhin werden die 

praktischen Auswirkungen des Vale Urteils dargestellt. Im weiteren Untersuchungsverlauf 

wird die Rechtsprechung bzgl. des Wegzugs von Gesellschaften analysiert. Die Entschei-

dung Daily Mail tritt hier aufgrund ihrer bis heute sehr weitreichenden Auswirkungen her-

vor. Ausführlich und detailliert wird darauf folgend in diesem Zusammenhang auf die zu 

diesem Themenkomplex zuletzt erfolgte Entscheidung Cartesio eingegangen.  

In der Analyse der Entscheidung Cartesio wird explizit auf die Rechtmäßigkeit von Weg-

zugsbeschränkungen der Gründungsstaaten einer wegzugswilligen Gesellschaft eingegan-

gen, hierbei speziell in welchem Rahmen diese stattfinden dürfen und ob diese von der 

Niederlassungsfreiheit überhaupt geschützt werden. Weiterhin werden die praktischen 

Auswirkungen des Urteils dargelegt. 

Im Anschluss daran wird im Zuge der Diskussion und Wertung der Argumentationslinien 

der Urteile ein besonderer Schwerpunkt auf die Analyse der Ungleichbehandlung seitens 

des EuGH von Wegzugs- und Zuzugsfällen bei der grenzüberschreitenden Mobilität von 

Gesellschaften gelegt. Die Frage der generellen Zulässigkeit staatlicher Beschränkungen 

bei der Mobilität von Kapitalgesellschaften wird akzentuiert. Etwaige Widersprüche und 

diskussionswürdige Ausführungen in der Rechtsprechungslinie des EuGH werden detail-

liert diskutiert und im Austausch mit den Argumenten aus Lehre und Praxis bewertet, um 

nach eingehender Analyse dieser Problematik einen zufriedenstellenden, den Herausforde-

rungen des weltweiten Marktes entsprechenden sinnvollen Ansatz zu entwickeln, der in 

dieser Frage den internationalen ökonomischen Notwendigkeiten gerecht wird. 

Hiernach erfolgt aufgrund dieser Erkenntnisse eine konkrete strukturierte Positionierung 

der Mobilität von Gesellschaften innerhalb der Niederlassungsfreiheit und eine Einordnung 

dieses Ergebnisses in den Kausalzusammenhang und die Kasuistik der gesetzlichen Vorga-

ben des AEUV. Im Anschluss wird im Rahmen der Entwicklung effektiver und praktikab-

ler Mechanismen zur Verbesserung der Gesamtsituation in einer Analyse der derzeitigen 

praktischen und rechtlichen Gegebenheiten mobilitätswilliger europäischer Kapitalgesell-

schaften festgestellt, welche Handlungen in Bezug auf die Mobilität von Kapitalgesell-

schaften nach dem jetzigen Stand aufgrund der Vorgaben der Rechtsprechung des EuGH 

von der Niederlassungsfreiheit der Gesellschaften umfasst werden und bei welchen dies  
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nicht der Fall ist. Basierend auf den gewonnenen Erkenntnissen und Ergebnissen, wird die 

derzeitige rechtliche und praktische Gesamtsituation kritisch analysiert. Danach werden 

unter Berücksichtigung der Vorgaben der Rechtsprechung und der gewonnenen Erkennt-

nisse der Analyse, sowie geplanter und bereits umgesetzter gesetzlicher Regelungen und 

Entwürfe, neue detaillierte, praktikable Lösungsansätze erarbeitet, die zum einen eine wirk-

same und praxisgerechtere Handhabung der Mobilität von Kapitalgesellschaften gewähr-

leisten und zum anderen eine in sich logisch, schlüssige Alternative zu den bisherigen, exis-

tierenden Handlungsmechanismen in Praxis, Gesetzgebung und Systematik darstellen sol-

len. Abschließend erfolgt eine Zusammenfassung der erarbeiteten Erkenntnisse und Ergeb-

nisse der Dissertation, sowie ein Ausblick auf die zukünftige Entwicklung der Mobilität 

von Gesellschaften in Europa. 
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IV) Zeitlicher Ablauf  

 

1) Wintersemester 2014 

- Formulierung des genauen Titels der Dissertation 

- Abstimmung mit dem Betreuer/ der Betreuerin der Arbeit 

- Fertigstellung des Exposes  

- Weitere Literaturrecherche 

- Studium der relevanten Literatur, sowie detaillierte Ausarbeitung und Beginn der Nieder-

schrift der Arbeit 

- Fakultätsöffentliche Präsentation des Dissertationsvorhabens  

- Sämtliche regulären Pflichtlehrveranstaltungen sind bereits komplett erfolgreich absol-

viert worden 

 

2) Sommersemester 2015 

- Weitere Analyse und Überarbeitung der bereits erlangten Ergebnisse 

- Fertigstellung der Endversion der Arbeit am Endes des Sommersemesters 2015 

- Abgabe der Arbeit 

 

3) Wintersemester 2015 

- Defensio 
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